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In Sadhe■“

.Klägere und Re?1310nsklägére‚
‚

' ProzeßbeVol'lmä'chtigte:; '

g e*g e‘n'

7" Beklagten und Revisionsbeklagtén,

' Prezeßbevoilmächtigte£

_'hat der
6. Senat des

Bundeseozialgerichts
am 30. November 1956

4 ohne münd1iche Verhandlung unter Mitwirkung '“

des Senatspräsidenten Prof Dr. B o
g'

e
' als Vorsitzenden

und der Bundesrichter R 1 c h t e r „”und' '
‘ ‘ Dr. L a n g k e i t

V
beschlossen:

Der Beschluß des Landessozialger1chts Schleswig vom 28. Januar

1956 wird aufgehoben, soweit darin die Vollziehung des Be—'

schlusses des Zulassungsausschusses vom 16 Februar-1955 enge—-
ordnet is.t “

'Die'Vollziehung des Beschluésee des Berufungseussehussee bei der'

1'Kassenärztlichen Vereinigung SchleswigeHolstein vom 1. Juni 1955

‚in Verbindung mit dem Beschluß.des‘Zulassungsausschusses.bei der

Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig—Holstein vom 16. Februar‘

1955 wird ausgesetz't°
„.\

'
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Der am30. April 1888geboreneKläger ist als Facharzt‚für
_Augenkrankheiten zur kassenärztlichen Tätigkeit zugelassen."

Er bezieht aus seinem früheren Dienstverhältnis als aktiver “

Sanitätsoffizier Seit Vollendung seines 65. Lebensjahre ein ‘

Ruhegeld, das auch unter Berücksichtigung seines Familien—

‘standes — er ist verheiratet und hat eine Adoptivtcchter —

wesentlich über die in 55 17 Abs. 1 und 2, 24 Abs. 1 der
Zula8sungsordnung für Ärzte in der britischen Zone vom '

21. April 1948—Arb. Bl. f. d.br.Z. 1948 s 250 .. (ano
vbr1t. Z. ) festgelegten Höchstgrénzen hinausgeht Durch Be—

schluß vom 16. Februar 1955 hat der Zulassung3ausschuß für

den Bereich der Kassenärztlichen Vereinigung SehlesWig—

Holstein die Zulassung des Klägers mit Wirkung vom

‘1. Oktober 1955 solange zumRuhen gebracht, als er in Aus-
°Wirkung seines früheren Dienstverhältnisses regelmäßige '

Einnahmenbezieht, die die in 5 17 Abs. 1 mm bri‘t. 2.
genannten Beträge—überschreiten. Die gegen diesen Beschluß

eingelegte Berufung des Klägers wurde Vom beklagten Be—‚

.rufungsausschuß durch Beschluß vom 1 Juni 1955 zurückge—
\ wiesen. Auch die mit dem Ziel der Aufheoung dieser bei—

den Beschlüsse beim
Sozialgericht (SG.) erhOoene Klage hatte

in der ersten und in der Berufungsinstanz keinen Erfolg.

Das SG. hatte während des bei ihm anhängigen Verfahrens

“durch Beachluß vom 23. September 1955 die Vollziehung der
angefochtenen Beschlüsse.einstweilen ausgesetzt; nach Er-

' laß seines klageabweisenden Urteils hatte'es den Aussetzungs-

beschluß durch Beschluß vom 17. Dezember 1955 aufgehoben.

Das Landessozialgericht (LSG.) hat den Beschluß des SG. vom
17. Dezember 1955 am 28. Januar 1956 aufgehoben, Weil er
erst nach Verkündung des erstinstanzlichen Urteils ergangen

und deshalb unwirksam sei. Mit dem gleichen Beschluß hat es
auf Antrag des beklagten Berufungsausschusses die Vollzie—

hung des Ruhensbeschlusses angeordnet, da nach der materiel—

len Rechtslage kein öffentliches Interesse an der weiteren
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Aussetzung der Vollziehung des Ruhehsbéschlusses bestehen könne.

‚Der Kläger hat mit der Revision zugleich den Beschluß des LSG.

vom 28. Januar 1956 angefochten und beantragt.

_den angefochtenen Beschluß aufzuheben und festzustellen
,

_
daß bis zur Entscheidung über die eingelegte Revision

die Zulassung des Klägers nicht ruht,;

' hilfsweise,

'”; unter Aufhebung des_ angefochtenen Beschlusses die
Voll—

ziehung des Beschlusses des Zulassungsausschusses
vom

16. Februar 1955 bis zur Entscheidung über‘die Revision"‘
auszusetzen.

. „ ‚. „ ‚ «_ .
'9

Er hält den'VollZiehungsbesbhluß des LSG. für réchtsunwirksam‚i

; weil das LSG. als Berufungsgericht einen Besohluß nach 5 97
“Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) überhaupt nicht hätte

erlassen dürfen. Der Revisionskläger weist ferner darauf hin,

daßer die Kassenpatientenseit dem12. Februar 1956kostenlos
.

behandle; infolge der Weigerung der Kassenärztlichen Vereinigung-

' zur Abrechnung würden 1.239 RVG—Scheinevierteljährlich nicht

"1.)

honoriert.

Der beklagte Berufungsausschuß hät der Aussetzung der Voll—,
-ziehung des Ruhenébeschlusses u_nter Bezugnahme auf sein frühéres

V0rbringen widersprochén, weil die Klag e offensichtlich auSw
sichtslos sei. ' ' ‘

Die verfahrensrechtliche Grundlage für die Anträge des'Klägerä

‘ist 5 97 Abs. 3 in Verbindungmit Abs. 1 Nr. 4 see. Die Recht—v
“Sprechung des Senats, der in seinem Beschluß vom 11. Mai 1955-

(BSG. 1 S. 36) im Falle einer Entziehung der kassenärztlichen

Zulassung 5 97.Abs. 2 SGG für‚entspreohend anwendbar erklärt

hat, ist infolge der Ergänzung des 5 97 SGG durch Art. 2 Nr. 6

und 7 des Gesetzes über KäsSensrztrecht vom 17. August 1955
>“(BGBl. I S. 513) — GKAR — gegenstandslos geworden. Nach Art. 4

£ 1 Abs. 1 GKARist dieses Gesetz am Tage nach seiner Verkündung
Ü__ also am 20. August 1955 — in Kraft getreten. DieSer Zeitpunkt

des Inkrafttretens würde nur dann für 5 97 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 3

._'4 _-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘..4\...

SGG nicht gelten, wenn das Inkrafttreten dieser Ergänzung

des see durch die Überleitungsvorschrift des Art. 4 5 11 Abso2
GKAR hinausgerückt worden wäre; nach dieser Vorschrift blei— '

ben nämlich bis zum Inkrafttreten der neuen Zulassung80rdnung

"die in den Ländern bestehenden Regelungen über die Zulassung

‚zur
kassenärztlichen Tätigkeit in Kraft". Diese Regelung be-

trifft aber nach dem Wortsinn und Zweck der Vorschrift nur

das in den Ländern geltende Zulassungsrecht, nicht aber das‚_6

‘ bundesrechtlich geordnete Verfahren vor den Gerichten der

Sozialgerichtsbarkeit. Die in Art. 2 GKAR vorgenommenen Er—.

..gänzungen des SGGsollten zum Teil dringenden Notständen auf

_
dem Gebiet des Verfahrensrechts abhelfen (vgl. außer den schon

genannten Nr. 6 und 7 des Art. 2 GKARauch Nr° 1 [Eulassung be—
.stimmter Geschäftsführer als Sozialrichter7 und Nr, 3 L?artei—

fähigkeit des BerufungsausSChusses und des Sehiedsamtg7). Der

\
Zweck des Gesetzes würde veréitelt werden, wenn diese ter—

‚fahrensrechtliche Neuregelung nieht zu dem'in Art. 4 5 1

Abs. 1 GKAR bestimmten Zéitpunkt in Kraft treten, sondern in
>

ihrer Wirksamkeit von dem zeitlich noch ungewissen Erlaß der
„

neuen Zulassungsordnung abhängig gemacht würde;' '

Dieser Erwägung steht nicht entgegen, daß 5 97 Abs. 1 Nr° 4
in einem Klammerzusatz auf 5 368 b Abs. 4 der Reichsversiehee

rungsordnung (RVG), also auf eine Vorschrift verweist, die '

nachArt. 4 5 11Abs.2 Satz1 GKARerst mit dem’rnkraft;
_treten der neuen Zulassungsordnung nach 9 568 c RVO anwend»

bar wird. Der Hinweis in der Klammer hat nur den Zweck, den

Begriff der "Entscheidung in zulassungssachen" zu verdeut—

lichen, der — losgelöst von den Vorschriften über das Kassen—’

arztrecht —
im Rahmen des sozialgerichtlichen,Verfahrens—

rechte nicht ohne weitereS'verständlich wäre (vgl° Beschl.

des LSG. Celle vom 22.12„1955 in Ärztl. Mitt. 1956 S" 479
mit zustimmender Anmerkung von Hess)„ Eine hierüber hinaus—

gehende Bedeutung des Inhalts, daß_das Inkrafttreten der
_Ergäniungen des © 97 SGG von dem Erlaß der neuen Zulassungs—

' ordnung oder der Umgestaltung der Zulassungsinstanzen im Sinne
der neuen Zulassungsordnung abhängen solle, kann diesem Hin—

_
weis nicht beigemessen werden; denn die Anwendung des € 97

SGG in seiner ergänzten Form ist von der konkreten Gestaltung
,der neuen Zulassungsordnung unabhängig° ' '
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_

Es kann auch kein Bedenken gegen die Anwendung des 5 97 Abs. 3

SGG auf den vorliegenden Sachverhalt daraus hergeleitet werden,

daß eine Ruhensehtscheidung angefochten ist„Zwar sind in der

'VorSchrift des 5 368 b Abs.-4 EVO, auf die zur Erläuterung des

Begriffs der “Entscheidung in Zulas$ungssachen" in 5 97 Abs° l} —
Nr. 4 in Verbindung mit Abs. 3 SGGverwiesen ist,_nur die Ent—'
scheidungen des Zulassungsausschusses über Zulassung, Ent2iehung

der Zula3sung, Beteiligung und Widerruf-der Beteiligung, nicht "

aber das Ruben der Zulassung als_ Widerspruchsfähig aufgeführt

Diesen ausdrücklich genannten Fällen ist jedoch die
Entscheidung

über das Ruhen der Zulassung gleichzustellen. Die Ruhensvorschrift

des.ä 368 a Abs«—53RYO'ist erst bei den.Beratungen des_Sdzial—

politischen Ausschusses des Bundestags zu Art. 1 GKAR in den
Gesetzentwurf aufgenommen werden} offenbar ist nur versehentlich7

eine entsprechende Brgänzuhg des.5 368 b Abs._4-RVO unterblieben
a(vgl.‘hierzu Jantz4Prange, Kassensrztrecht, Stand: Eebrusr 1956,

Anm„ IV.4 & zu 5 368 a nvo, Anm. IV 1 zuf5 368 b RVG). Da zudem
-die Anordnung des Rubens der zulassung sich in ihrer gegenwärtigen

Auswirkung nur Wenig von der Entziehung der Zulassung unterschei—L"

det und jedenfalls Gründe_für eine unterschiedliche Regelung der „‘
Vollziehung des Ruhens und der Entziehung der Zulassung oder 355

.teiligung nicht ersichtlich sind, ist als "entscheidung in Zu—
lassungssaChen“ im Sinne des $ 97 Abs. 1 Nr° 4 SGGjeder Beschluß
der Zulassungsihstanzen anzusehen, der das öffentlichreéhtliche

StatusVerhältnis, das durch eine Zulassung oder Beteiligung zur
Entstehung gelangt, begründet, beendet oder auch nur — durch An—

ordnung des Ruhens
— verändert. Alle Entscheidungen dieser Art

sind von einschneidender Bedeutung nicht nur für die beteiligten
Kassenär2te, sondern auch.für die Kassenärztliche Vereinigung und.;

die KrankenkasSenVerbände in Anbetracht ihrer Verpflichtung.zur "

Sicherstellung der ärztlichen Versorgung der Versicherten. Deshalb
.

ist auch der Beschluß, der das Ruben einer Zulassung anordnet, eine
"Entscheidung in Zulassungssachen", deren Vollziehuhg im Rahmen

des 5 97 Ab_s. 3 SGG der Entscheidung des zuständigen Gerichts unteri
liegt°

' ‘ -

In dem vorliegenden Rechtsstreit hat das LSG5, gestüt2t auf 5'97"'

Abs. 3 SGG, die Vollziehung des Ruhensbeschlusses angeordnet" Der
Kläger ist der Auffassung, daß_dieser Beschluß rechtsunwirkssm sei,

weil nach 5197 Abs, 3 nur das SG„ das über die Klage Zu ent—

_;5
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scheiden habe, zu
Anordnungen über die Vollziehung der ange-

fochtenen Entscheidung befdgt sei; die Berufung habe nach

@ 154 Abs. 1 SGG auch im Fall einer Anordnung des SG. nach —
@ 97 Abs. 1 Nr. 4 SGG aufschiebende Wirkung, und dem Be»

‘
.

rufungsgericht sei die Anordnung der Vollziehung des enge-.=

' fodhtenen Verwaltungsakts versagt. Auf der gleichen Rechts—
auffaSsung beruht auch der in erster Linie beim Bundessozial—l

'gericht (BSG.) gestellte Antrag des Klägers festzustellen,

1; daß die Vollziehung des angefochtenen Ruhensbeschlusses im

Hinblick auf die aufschiebende Wirkung des Rechtsmittels der

Revision nach $'154 Abs. 1 SGG in Verbindung mit 5 165 SGG
_

ausgesetzt sei. Dieses Feststellungsbegehren des Klägers ist

nicht gerechtfertigt. Die Vorschrift des 5 154 Abs. 1 SGG
hat ihre ursprüngliche,_séit Inkrafttreten des SGG bestehen—

de Fassung behalten, während der darin in Bezug genommene

Abs. 1 des 5 97 SGG durch—Einfügung der Nr. 4 ergänzt wurde

(Art. 2 Nr. 6 GKAR). Die Regelung der Vollziehung in den
55 154 Abs. 1, 165 SGG setzt sinnvoll für die Rechtsmittel—_

instanzen fort, was-für das Verfahren im ersten Rechtszug *

durch 5 97 Abs. 1 SGG in seiner ursprünglichen Fassuhg '
„

'—also beschränkt auf die Nummern1 bis 3 —vorgeschrieben '
ist; Klage und Rechtsmittel haben in diesen Fällen unbedingt

.aufschiebende Wirkung, ohne‚daß dem Gericht die Möglichkeit'

' gegeben ist, die Vollziehung des angefochtenen Verwaltungs-

akts anzuordnen. Hingegen steht 5 97 Abs. 1 Nr. 4 SGGin
einer Wech3elbéziehung zu Abs. 3 des $ 97 SGG: Bei der Ané.l

fechtung von Verwaltungsakten in Zulassungssachen entschei—;_

det über ihre Vollziehung zunächst der Berufungsausschuß,» '

nach Klageerhebung unter den Voraussetzungen des 5 97 Abs. 3

SGG das Gericht; die Klageerhebung hat also keine unbedingt

.
aufschiebende Wirkung. Schon der innere Zusammenhang der _1

Wirkung von Klage und Rechtsmittel in der Frage der Voll-*

streckbarkeit, der ih den Fällen des 5 97 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
SGG die gleichermaßen aufschiebende Wirkung von Klage und

Rechtsmitteln zur Folge hat, schließt bei Klagen nach 5 97 7

Abs. 1 Nr. 4 SGG aus, daß die Rechtsmitteleinlegung — weiter—

gehend als die Klagerhebung — in jedem Felle aufschiebende

Wirkung hat. Es würde der inneren Berechtigung entbehren‚ '

der Klage bei bestehender Vollzichuhgsanordnung des Be—

rufungsausschusses keine aufschiébende Wirkung zuzuerkennen‘
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_

(£ 97-Absr 1 Nr„ 4 SSG), hingegen dem Rechtsmittel der Berufung

gegenüber der Vollziehhngsanordnung des Berufungsausschusses

Nieder des SG._eine solche Wirkung beizulegeno

>Im'gleichen Sinne ist
es

ton Bedeutung, daß 5'97 Abs. 3 Satz 2_—
‘ SGGauf Abs„ 2 Satz 3 dieses Paragraphen verweist, Wonach die

Anordnung des Gerichts über die Volltiehung eines angefoChtenen
' Verwaltungsakts—nur mit der Entscheidung in der Hauptsache an—

—
gefOChten werden kann. Hiernaeh kann die Entscheidung über die
Vollziehung vom höheren Gericht nur nach Einlegung des Rechts—‚"?

mittels auf Antrag hin überprüft werden, und zwar nicht im Wege
' einer Beschwerdeentscheidung‚ die dem BSG. Zudem nach 5 177 SGG

_verwehrt wäre„sondern als eine Nebenentscheidung im Rahmen des.

Rechtsmittelverfahrens (5 97 Abs. 2 oder 3 in Verbindung mit

55 153 Abs. 1, 165 SGG). Diese Regelung des 5 97 Ahs‚-2 Satz 3,„
_.Abs‚ 3 Satz 2_SGGist nur unter der Voraussetzung verständlich‚w»

_daß nicht schon das Rechtsmittel in den Fällen des 5 97 Abs. 1
M„'-4, Abs° 2 Satz 1 SGGaufschiebende Wirkung nach 55 154 Abs. 1,
165 SGGhat In diesen Fällen wirkt deshalb die Vollziehungs—
entscheidung des Gerichts, sofern sie nicht auf Antrag hin von
der höheren Instanz abgeändert wird, "bis zur

endgültigen Er— '

ledigung des Rechtsstreits", wie dies 5 51 Abs. 3 des Ver;; ‘

-waltungsgerichtsgesetzes (VerwGG) für das Verfahren der süd-

‚deutschen Verwaltungsgerichte a1s Grundsatz ausdrücklich vor—
l*_ schreibt„

-Deshalb kann demvom Kläger in erster Lin1e‘gestellten Antrag 2-

auf Feststellung, daß die VOllziehung des angefochtenen Ruhens«
“evbeschlusses bereits durch Einlegung des Rechtsmittels ausgesetzt

'sei‚ nicht entSprochen werden„' ‘

3«) Hingegen_hatte sein hiifsweise gestellter Aussetzungsantrag
'Erfolg. Bei der Entscheidung waren das öffentliche Interesse

an der alsbaldigen Vollziehung des angefochtenen Ruhensbe-

schlusses und die privaten Belange.des Klägers an der Aussetzung

der_Vollziehung gegeneinander abzuwägen (BSG, 1 S. 36 1117; ähn—

lich BVerwG. ls° 45 £?17im Hinblick auf 5 29 Abs, 3 BVerwGG).
Unter dem Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses sind auch

t“in beschränkten Maße die Erfo1gsausSichten des Rechtsmittels

_ 8 -—
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zu
berückSichtigen‚ jedenfalls insoweit, als es offen;

sichtlich begründet oder aussiehtslos erscheint. Es ‘“,
kann niemals im öffentlichen Interesse liegen, daß ein

Verwaltungsakt vollzogen wird, dessen Rechtswidrigkeit

»0ffehkundig ist. Umgekehrt verbietet das öffentliche

Interesse eine Aussetzung bei einem offensichtlich aus;

_
sichtslosen Rechtsmittel (vgl. Bachof in NJW. 1949 8° 328

unter 3; Klinger,_VerwältungSgerichtsbärkeit i.d.britoz.
_

3. Aufl. Anm.,B 2 zu 951; E;rermennwFröhler, VerwGG"huffu
“Anm.,3 0 ms 51; Ule, BVerWGGAnm‚ 11 1 zu @29), Da im
vorliegenden Fall die Entscheidung über die Rechtmäßigkeit

des Ruhensbescheides von
der Beantwortung auch im Schrift—

tum lebhaft umstrittener Rechtsfragen — insbesondere über

das Inkrafttreten des 5 368 & Abs° 5 RVO —
abhängt und

nicht von Vornherein die eine oder andere Auffassung als _.7

rechtsirrig oder richtig angesehen werden kann, war die

Entscheidung über die Aussetzung der Vollziehung der
‘Ruhensanordnung davon abhängig zu machen, ob sonstige Hi

Gründe des öffentlichen Interesses den sofortigen Vollzug

des angefochtenen Ruhensbeschlusses vor endgültiger Klärung

der umstrittenen Rechtsfragen erfordern. Da solche Gründe_ '
weder vom beklagten Berufungsausschuß vorgetragen noch

sonst erkennbar Sind, verdient nach den Umständen des Falles

das private Interesse des Klägers an der Aussetzung des .

Vollzugs bis zur Entscheidung des Rechtsstreits den Vorzug.

Der Kläger hat glaubhaft gemacht, daß die auch nur vorüber—

gehende Einstellung der kaSsenärztlichen Tätigkeit schwer

wiedergutzumachende Nachteile für ihn zur Fölge hat“ Die

Vollziehung des angefochtenen Ruhensbeschlusses war
daher

nach 5 97 Abs° 3 in Verb. mit 55 153 Abs. l, l65 SGG aus-
zusetzen„v ‘

Die Aussetzung bewirkt, daß der Kläger vom Zeitpunkt der

Zustellung dieses Beschlusses an bis zur Entscheidung“

über die Revision als zur Kassenprekis zugelassen gilt°

Auf den zurückliegenden!Zeitraum, in dem der Kläger trotz
Anordnung der Vollziehung durch das Berufungsgericht Kassenr

",94'JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‚L.-g..

'patienten ohne die Möglichkeit der Abrechnung mit der Kassen—

ärztlichen Vereihigung behandelt hat, erstreckt sich die Aus—

setzung der Vollziehung nicht, da eine Folgenbeseiti€ung des
insoweit bereits vollzogenen Verwaltungsakts jedenfalls im
vorliegenden Rechtsstreit vor rechtskräftiger Ent3cheidung_.}i

durch das öffentliche Interesse nicht geboten ist_(t€l. BVerWGÄ‚

1 & 45,557).
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